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PRÄSIDENT~)ONFERENZ DER LANDWIRTSCHAFTSKAMMERN ÖSTERREICHS 

A. Z.: S - 785/Sch/N 
Betreff: 

Wien I., Löwelstraße 12 
Postfach 124 1014 Wien 

Telefon 63 07 41, 63 77 31 Fernschreiber 13/5451 

Es vtird ersucht, bei Antwortschreiben das 

Aktenzeichen anzugeben. 

Zum Schreiben vom ........................ .. 

A.Z.: ........................................... . 

.An das 
Präsidium des Nationa.lrates 

Parlament 
1010 Wien 

20. September 1985 
Wien, am ...................................... . 

'--- (Ur 
Betreff: Entwurf eines Bundesgesetzes, mit dem d~s Allgemeine 

So zial versicherungsgesetz geändertlviird (.';"1. Novelle 
zum ASVG) 

Die PräsidenteTl..konferenz der LandwirtschaftSkamme.i'll. Öster­

reichs beehrt sich, dem Präsidiuru des Nationalrates die 

beilif:genden 25 Abschriften ihrer Stellungnehme zum Entwurf 

eines Bundesgesetzes, mit dem das Allgemein~ Sozialver­

sicherunesgesetz e;eändert wird (41. Novelle zum ASVG), mit 

der Bitte um Kenntr.:isnahme zu überreichen. 

25 Beilagen 
Für den Generalsekretär: 
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PKÄSIDENTENKONFERENZ 
DEI LAN DWIIlTSCHAFTSKAM M ERN 

ÖSTERREICHS 

A.Z.: S - 785/Sch/N 

ABSCHRIFT 

Zum Schreiben vom 9.7.1985 
Zur Zahl 20.041/39-1a/85 

An das 

Wien, am ........... ~.~ ..•. ~.~.~~.~~ .................. . 
Wien L. Löwelstraße 12, Postfach 124 1014 Wien 
Telefon 63 0741,6377 31, Fernschreiber 13/5451 

Bundesminis.terium für" soziale l)erwaltung 

Stubem-ing 1 
1010 Wien 

Betreff: Entwurf eines Bundesgesetzes, mit dem das Allgemeine 
Sozialversicherungsgesetz geändert witd (41. Novel­
le zum ASVG) 

Die Präsidentenkonferenz der Landwirtschaftskammern öster­

reichs beehrt sich, zurfl vQrgelegten Entwurf einer 41. AS\)G.­

NQvelle wie folgt Stellung zu nehmen: 

Der Gesetzentwurf enthält im wesentlichen ~nderungsuor­

schläge, die im Rahmen der 39. und 40. Novelle zum ASVG. 

nicht berücksichtigt werden kQnnten. Sie gehen vielfach auf 

Vorschläge der großen Interessenvertretungen und des Haupt­

verbandes der 8sterreichischen Sozialversicherungsträger zu­

rück oder betreffen Anpassungen an die Rechtsentwicklung 

in anderen Bereichen, z.B. an das Wehrrechtsänderungsgesetz 

1983. 

Zu einzelnen Punkten des Entwurfes wird fo1genl'es bemerkt: 

Zu Art. I Z. 2 lit. b, Z. 3 lit. a und Z. 26 (§ 8 Abs. 1 

Z. 3 lit. 9, § 10 Abs. 2 und § 74 Abs. 3 Z. 4), 

über Wunsch des österreichischen ArbeiterkammeTtages und des 

österreichischen Gewerkschaftsbundes (Gewerkschaft affent­

licher Dienst) sollen in die Unfallversicherun~spflicht 

gemäß § 8 Abs. 1 Z. 3 lit. gauch Einzelorgane und Mitglie-
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der von Kollektivorganen der freiwilligen 8erufsvereinigun­

gen der Dienstnehmer und der Dienstgeber einbezogen werden. 

Die Beiträge hiefür sollen gemäß § 74 Abs. 3 Z. 4 von die­

sen Berufsvereinigungen bezahlt werden. 

Die Präsidentenkonferenz lehnt die Ausdehnun9 der Unfall­

versicherungspflicht auf derartige Berufsvereinigung für 

den Bereich der freiwilligen Berufsvereini9ungen der 

Dienstgeber in der Land- und Forstwirtschaft ab. Für diesen 

Bereich \..·Jurde dem Bundesministerium gegenüber auch nie 

ein Bedürfnis nach einem Pflichtunfallversicherungsschutz 

für derartige Organe geäußert. Wenn die Gewerkschaft auf 

diesen Unfallversicherungsschutz Wert legt, so soll er 

sich auf die Gewerkschaftsfunktionäre beschränker •• 

Anstelle einer Pflichtversicherung wäre allenfalls eine 

freiwillige Versicherung (Selbstversicherung in der Unfall­

versicherung gemäß § 19 ASVG bzw. § 11 BSVG) vorzusehen, um 

auftretende Versicherungsbedürfnisse der Funktionäre frei­

williger Berufsvereinigungen flexibel auch im Rahmen der 

Sozialversicherung berücksichtigen zu können. 

Außerdem wäre zur vorgeschlagenen Bestimmung anzumerken, 

daß der Kreis der in den Unfallversicherungsschutz einzube­

ziehenden Organe nicht abgegrenzt wird, so daß die finan­

ziellen Auswirkungen gar nicht abgeschätzt werden können. 

Dies hat bereits bei der Einbeziehung der Funktionäre der 

Land ...... i r tschaf tskammern in di e Tel l-Unf allversi cherungs­

pflicht vor Jahren Schwierigkeiten bereitet. 

Zu Z. 13 lit. a (§ 33 Abs. 1): 

Nach dem letzten Halbsatz des Entwurfes kann der Träger 

der Krankenversicherung dem Versiche'rten au~h eine mi ttels 

elektronischer Datenverarb~itungsanlagen he_gestellte Aus­

fertigung der für die letzten zwei Jahre votgemerkten Ver­

sicherungszeiten übermitteln. Nicht einsichtig erSCheint, 
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warum nur die Versicherungszeiten der letzten zwei Jahre 

bekanntgegeben werden können sollen. Für den Versicherten 

wäre es von viel 9l·öl~erem Informationswert (z.B. im Hin­

blick auf eine Pensionsbe'rechtigung), l..Jenn ihm alle bisher 

erworbenen Versicherungszeiten bekanntgegeben werden könn­

ten. Für den Sozialverischerungsträger dürfte dies keinen 

Mehraufwand bedeuten, weil er ja alle Versicherungszeiten 

EDV-mäßig erfaßt hat. 

Zu Z. 13 lite b (I 33 Abs. 3 neu): 

Diese Bestimmung betreffend eine zweimal jährliche detail-

1 i er te l'1eldepf licht hi nsi chtl i ch aller Di enstnehmer des 

Betriebes warde einen weiteren beachtlichen Arbeitsaufwand 

für die Dienstgeber bedeuten, wobei der große Aufwand der 

Dienstgeber nicht im Einklang mi t dem für die Verbesser'Jng 

der Durchführung der Pensionsdynamik erzielbaren Erfolg 

zu stehen scheint. Der Vorschlag wäre zu streichen. 

Zu Z. 22 lit. a (I 58 Abs. 1): 

Die Fälligkeit der vorgeschriebenen Beiträge mit Ablauf 

des zweiten Tages nach Aufgabe der Beitragsvorschreibungen 

zur Post ist zu früh, wenn man bedenkt, daß in entlegenen 

Berggebieten die Postzustellung nur zweimal wöchentlich 

erfolgt und im l-.linter noch zusätzlich erscht",'ert ist. Die 

Präsidentenkonferenz beantragt mindestens eine Woche Fäl­

ligkeitsfrist. Die Fälligkeit ist auch bei Zustellung durch 

Organe des Versicherungsträgers an die tatsächliche Zustel­

lung geknüpft. Realistischerweise muß man daher auch bei 

der Postzustellung prüfen, wann mit der Zustellung gerech­

net werden kann. 

Dasselbe gilt auch für Z. 23 (i 59 Abs. 3) hi sichtlich 

der Verzugszinsen. 
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Zu Z. 24 (§ 67 Abs. 4 bis 11): 

Die Bestimmungen über die Haftung des Betriebsnachfolgers 

für Beitragsschulden sind wesentlich verschärft worden. 

Es wird eine Art Sippenhaftung eingeführt. Zusätzlich wird 

deklaratorisch die Haftung der Notare, Rechtsanwälte und 

Wirtschaftstreuhänder bekräftigt. Die Präsid~ntenkonferenz 

ist der Ansicht, daß diese Regelung sehr weitreichend ist, 

z.B. die Bezugnahme auf die VenJandten zl .... Jeit~n und dritten 

Grades in der Seitenlinie einschließlich der Berücksichti­

gung der Verwandtschaft auf Grund einer unehelichen Geburt. 

In Abs. 9 wären in der fünften Zeile nach den Worten " .•• 

fOr die Beiträge" die Worte "gemäß Abs. 4" etnzufügen. 

Ansonsten würde der Eigentümer über zwalf Monate hinaus 

haften, was zum Schutz der Verpächter nicht eintreten soll­

te. 

Zu Z. 25 (§ 69): 

Durch die vorgeschlagene Regelung würde die Rückforderungs­

msglichkeit von zu Ungebühr entrichteten Beiträgen ein­

geschränkt, insbesondere im Falle der Anerkenntnis bzw. 

Rechtskraft der Feststellung im Verwaltungsverfahren. Außer­

dem ist eine Rückforderung für den gesamten Zeitraum ausge­

schlossen, wenn irgend einmal eine Leistung erbracht wurde. 

Das kann zu ei nem er·hebl i chen t'H ßverhäl tn i s z'wi schen der 

Summe der zu Ungebühr entl"ichteten Beiträge und der Summe 

der bezogenen Leistungen führen. Die Präsidentenkonferenz 

spricht sich gegen diese Anderungen aus. 

Dl ein Abs. 1 (.'ol"geschlagene Hemmung der Ver j ährung des 

Rückfol"del"ungsanspruches bedeutet, daß unter Um-s·tänden nach 

der Rechtskraft der Entscheidung im Verwaltun~sverfahren 

nur mehr ein Tag oder nicht einmal diesel" zur AntragsteI­

lung auf Rück forderung ve·rblei bt. Zumi ndes t ~oll te di e For­

mulierung dahingehend ergänzt werden, dafS di~ Hemmung frühe-
i 
I 
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stens zwei Wochen nach Rechtskraft der Entscheidung bzw. 

nach ei nem Anerkenn tn i -;s. l.--.legf ä11 t. Dami t wäre ei ne 11 Schu tz­

frist" gegeben. 

Außerdem ist nach dem Vorschlag eine allfällige Anrufung 

des Verwaltungsgerichtshofes nicht berQcksichtigt. Erfah­

rungsgemäß benötigt eine Entscheidung dieses Gerichtshofes 

meist länger als zwei Jahre. Mittlerweile wäre der RQckfor­

derungsanspruch verjährt. Auch ein Verwaltun!sgerichtshof­

verfahl"en mQßte den Lauf der Verjährungsfrist hemmen. 

Zu Art. II Z. 2 1it. b (I 123 Abs. 9): 

Die Vorarlberger Gebietskrankenkasse hat wiederholt eine 

Novellierung des § 123 Abs. 9 ASVG in der Richtung vorge­

schlagen, daß verhindert werden soll, daß bestverdienende 

Grenzgänger als Angehörige ihrer im Inland beschäftigten 

oder selbstversicherten Ehegatten in der österreichischen 

Krankenversicherung beitragsfrei leistungen beziehen kön­

nen. Diese Rechtslage erscheint sozialpolitisch als kaum zu 

rechtfertigen und belastet die Vorarlberger Gebietskranken­

kasse finanziell schl,. .. .Ie:.:.r. Die (~t-gumentation für die geltende 

Rechtslage mit dem Hinweis auf das zwischenstaatliche Recht 

(Schreiber, des Bundesministeriums für soziale Ven--.laltung 

vom 29.11.1984, Zl. 20.041/1-1a/84) ist sozialpolitisch 

nicht überzeugend, so daß eine Änderung der Rechtslage zum 

Schutz der finanziellen Situation der Vorarlberger Ge­

bietskrankenkasse bz ..... I. det- Interess-en der Dienstnehmer und 

Dienstgeber dieses Bundeslandes angezeigt er~cheint. 

;?:u Ar t. I I I Z. 1 (§ 177 Abs. 1"): 

Die in der Anlage 1 zum ASVG (Liste der Berufskrankheiten 

gemäß § 177) unter Nummer 43 genannte Farmer(prescher)­

Lunge umfaßt bei strenger Auslegung nur eine Uon mehreren 

durch organische Stäube verursachten exogen-a~lergischen 

Alveoliten. Ande're Formen diesel" Erkrankung, f.S. die Win-
I, 
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zerlunge~ werden demnach nicht sl:- Berufskrankheit aner­

kannt. Die Präsidentenkonferenz schlägt daher folgende 

Umbenennung der I'h". 43 'v'or: 

"Beruflich verursachte exogen-allergische Alveolitis (z.8. 

Farmer- bzw. Drescherlunge, Winzer- bzw. Spätleselunge)". 

Di e bei sp i elhaf te Plufzählung soll gewähr lei sten, daß später 

nötigenfalls auch neue Arten dieser Erkrankungsgruppe subsu­

miert werden können. Das pathologisch-anatomische Substrat 

all dieser Erkrankungen ist die Alveolitis, die als all­

ergische Reaktion auf von außen einwirkende Stoffe eintritt. 

Zu Al" t. I I I Z. 2 (§ 179): 

Zu § 179 Abs. 1 wäre zu pr~fen, ob durch die neue Valori­

sierung gemäß § 108 9 die Rockverlegung der $emessungszeit 

und die damit verbundene allfällige Verminderung der Bemes­

sungsgrundlage kompensiert wird bzw. mit wel~hen Auswirkun­

gen zu rechnen ist. 

Die Sonderzahlungen sollten nicht pauschal dUrch einen 

vom Vesicherungsträger festzusetzenden Zuschlag in Prozent 

der 8emessungsgrundlage berücksichtigt werden, sondern 

so, v..lie sie im Bemessungsjahr tatsächlich anfallen. 

Zu Ab:.. 3 und 4 se i dar au f v en .. Ji esen, daß si oh der Bemes­

sungszeitraum durch die in Abs. 1 vorgeschlagene Neuregelung 

von der tatsächlichen Beschäftigung bzw. vom Eintritt des 

I.,..'er si cherung'~f all es en t fern t. Un tel" Ums tinden 1 i egen im 

Kalender"jahr" vor Eintr"itt deos Ver,=.ichel"ungsfalles gar keine 

Beschiftigungszeiten. Dieser Fall ist in den Abs. 3 und 4 

überhaupt nicht geregelt. 
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25 Abschr i f ten di eser Stellungnahme .... Jerden wunschgemäß dem 

Präsidium des Nationalrates zugeleitet. 

Der Präsident: Der Generalsekretär: 
--- .. ., bl {J0Z. ur. i,or 
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